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Die Vollsſchule in Baden .

Die badiſchen Schulverhältniſſe erfuhren letztmals eine Ge⸗

ſamtneuordnung durch das Schulgeſetz vom 7. Juli 1910 .

Einzelne Beſtimmungen dieſes Geſetzes wurden inzwiſchen durch
neue Geſetze bzw . durch die Verfaſſung geändert .

Nach den geltenden Beſtimmungen iſt der Unkerricht in
der Volksſchule für alle die Vollsſchule beſuchenden
Schüler gemeinſam mit Ausnahme des Religions⸗
unterrichts , ſofern die Kinder verſchiedenen Bekenntniſſen
angehören . ( Simultanſchule , ſeit 1876 . ) Die Schulpflicht um⸗

faßt 8 Jahre und beginnt mit dem 6. Lebensjahr und endet mit
dem 14. ( Stichtag 30. April ) . Für ſchwächliche oder in der

Entwicklung zurückgebliebene Kinder kann bis zu zwei Jahren
Nachſichet geübt werden , wenn ſie nicht Privak - oder An⸗

ſtalts unterricht erhalten .

Für gering begabte Kinder bönnen bbei über 20

müſſen ) die Gemeinden Hilfsklaſſen bzw . Hilfsſchulen
errichlten mit verminderker Unkerrichkszeit und ermäßigten Unter⸗

richtszielen .
Während an größeren Orken jedes Schuljahr zugleich

Klaſſe iſt , ſind in kleineren öfters mehrere Schuljahre zu einer

Klaſſe zuſammengefaßt . In Schulen mit nur 1 Lehrer
bilden das 1. —3 . Schuljahr die 1. , das 4 . —8 . Schuljahr die

2. Klaſſe . Die Klaſſen erhalken in der Regel geſonderken Unker⸗

rich . Bei Halbttagsſchulen erhalten die oberen Klaſſen
ihren Unterricht am Vormitktag .

Der geſamte geſetzlich gebotene Unterricht iſt unenkgelk⸗
lich . In manchen Gemeinden werden ſämtlichen Kindern die
Lernmittel unentgeltlich verabfolgt , in anderen nur den un⸗
bemittelten (gilt aber nicht als Armenunterſtützung ) . Faſt an
allen Schulen beſtehen Schulbüchereien , die 3. T. ſehr gut
ausgeſtattet ſind . Die Koſten trägt die Gemeinde .

Amklich eingeführtes Lehrbuch iſt nur das amklich be⸗
arbeitete Leſebuch . Die Einführung anderer Unter⸗

richtsmitktel für die Hand der Schüler bedarf der Ge —

nehmigung des Kreiſes - oder Stadtſchulamts .

Geſetzlich gebotene Unterrichtsgegenſtände der

Volksſchule ſind : 1. Religion ( 3 St . ) , 2. Deutſche Sprache
( 6 —9 St . ) , 3. Größenlehre ( 8 —6 St . ) , a) Rechnen , b) Geomelrie ,
4. Heimatkunde ( 3 —4 St . ) , für die unteren 3 Schuljahre , 5. Erd⸗
kunde ( 1 —2 St . ) , 6. Geſchichte ( 1 —2 St . ) , 7. Naturkunde (2 bis
4 St . ) , a) Naturgeſchichte , b) Nalurlehre , 8. Zeichnen ( 1 —2 St . ) ,
9. Geſang ( 1 —2 St . ) , 10. Leibesübungen für Knaben (2 St . ) ; wo

ausgebildete Lehrkräfte zur Verfügung ſtehen auch für Mädchen ,
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11. Anterricht in weiblichen Handarbeiten (2 Sld . ) , 12. Fremd⸗
ſprachlicher Unterricht ( auf Ankrag der Gemeinden in Kurſen ,Klaſſen , Bürgerſchulen ) , 13. Wo die örtlichen Verhältniſſe es
geſtatten , kann 1 Turnſtunde zur Erteilung von Schwimm⸗unterricht verwendet werden . Stoffpläne für die ein⸗zelnen Unterrichtsfächer werden durch die Lehrkörper bzw . Dienſt⸗
ſtellenausſchüſſe bearbeitet und ſind der Aufſichtsbehörde zur Ge⸗
nehmigung vorzulegen .

Die Zahl der wöchentlichen Unterrichtsſtunden be⸗
krägt im 1. Schuljahr 16 —18 Stunden , im 2. Schuljahr 16 —21 , im
3. Schuljahr 16 —24 und vom 4. Schuljahr an 20 —32 Stunden .
Die niederſte Stundenzahl wird als „einfache “ , erhöhte als „er⸗weikerte “ Unterrichtszeit bezeichnetl . Bei nur einer Lehrkraftan einem Orte kann die Geſamtſtundenzahl der zwei Klaſſen auf32 Wochenſtunden ermäßigt werden , wenn wegen der Raumver⸗
hältniſſe nicht alle 8 Schuljahre in einigen Stunden gemeinſamunterrichtet werden können .

Der Religionsunterricht wird durch die Kirchen - und
Religionsgemeinſchaften beſorgt und überwachk . Der Lehrplan fürden Religionsunterricht wird von den oberſten geiſtlichen Kirchen⸗behörden aufgeſtellt . Bei Erteilung des Religionsunterrichts wirddie Kirche durch die dazu bei der Enklaſſung aus der L. - B. ⸗A. fürbefähigt erklärken Lehrerperſonen unterſtützt . Der Lehrer iſt , vor⸗
behaltlich der Beſtimmungen der Reichsverfaſſung , zur Erteilungbis zu ſechs Religionsſtunden verpflichtet . Die Inſpektoren fürden Religionsunkerricht werden von der bekreffenden Kirchen⸗behörde ernannt .

Der allgemeine Unterricht wird durch „ Hau Pitehehrenr ;
planmäßige Lehrer ( Vertretung offener Stellen durch „ Schulver⸗walter “ , bei Erkrankung durch „Hilfslehrer “ ) und durch „ Leh⸗rer “ S nichtplanmäßige ( Verkretung durch „Hilfslehrer “ ) erteilt .

Bei Schulen mit nur Schülern eines Bekenntniſſesſollen nur Lehrer des betreffenden Bekennkniſſesangeſtellt werden ; bei gemi ſchken Schulen und nur einemLehrer wird der Lehrer dem Bekenntnis der Mehrheitl enk⸗nommen ; bei einer Winderheit von mehr als 40 Schülern ſoll einLehrer bzw . Hauptlehrer dieſer Minderheit angehören ; in allen
andern Fällen iſt bei der Verkeilung der Stellen auf das religiöſeBekennknis der Schüler tunlichſt Rückſicht zu nehmen .
iDie Perſonalausgaben trägt der Staat für die ge⸗ſehlichen , die Gemeinde für die übergeſetzlichen Lehrkräfte( ſiehe Spalte 4 und 5 des allgem . Verzeichniſſes ).

Die Verrechnungsziffer für eine Lehrkraft iſt 55
Schüler , für Unterricht in weiblichen Handarbeiten 250 Schülerin⸗nen . Für die ſich ( nach dem Durchſchnikt der Jahre 1922 , 1923



und 1924 ) hiernach ergebenden Lehrkräfte übernimmt der Staat
den Aufwand ( geſetzliche Stellenb . Darüber hinaus können Ge⸗
meinden auf ihre Koſten „ übergeſetzliche “ Lehrſtellen
errichten . Von den geſetzlichen Stellen iſt bei 2 —6 Lehrſtellen
eine , bei mehr jede 7. Skelle mit einer nichtplanmäßigen Lehrkraft
zu beſetzen , bei übergeſetzlichen Lehrkräften jede 5. Stelle ( Ver⸗
hältnis wie 6 : 1 , bzw . wie 4 : 1) . Über die Zahl der Lehr⸗
kräfte gibt S. 50, über die Beſoldung S. 53 Aushunft .

3. Zt . wird aus Gründen des Abbaues jede frei⸗
werdende 3. planmäßige Stelle nichk mehr beſetzt . Die Ruhe⸗
gehalte für alle Lehrkräfte zahlt der Staat .

Die Pflichkſtundenzahl eines Lehrers beträgk in der

Regel 32.

Die Schulleitung geſchiehl bei mehr als 3 Haupklehrern
durch „ Oberlehrer “ , bei über 10 Lehrkräften durch „ Rektoren “ ,
„Stadtſchulräte “ und „ Direkkoren “ . ( Oberlehrer und Rektoren an

größeren Orten auch als Leiter der einzelnen Schulabteilungen . )
Den ſachlichen Aufwand für ihre Schulen krägt die

Gemeinde , insbeſondere für den Bau , die Unterhaltung und Er⸗

richtung von Schulhäuſern ( im Bedürfnisfall ſtaakliche Unter⸗
ſtützung ) , für die Bereikſtellung von Lehrmitteln uſwo. Die früheren
„ Lehrerwohnungen “ ſind durch das Beſoldungsgeſeß
Mietwohnungen geworden .

Jeder Schulort iſt zugleich Schulverband , für die Fork⸗
bildungsſchule ( jährig ) ſind oft mehrere Schulorke zu einem

Schulverband vereinigt . Die Neuerrichkung oder Auf⸗
hebung von Schulen erfolgt durch Entſchließung des U. ⸗M.

Die oberſte Schulaufſicht geſchieht durch das Wini⸗

ſterium des Kulkus und Unkerrichts (ſ. S. 48, die mitklere Schul⸗
aufſicht durch 14 Kreis - und 5 Stadtſchulämter (ſ. S. 49) . Die

„ erſten “ Beamten haben die Amtsbezeichnung Kreis - und

Stadtſchulrat , bzw . Kreis - und Stadtoberſchulrat , die zweiten Be⸗
amten Schulrat (ſ. S. 49) . Den Kreis - bzw . Stadtſchulämkern
unlerſtehen auch die nichk⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Er⸗

ziehungsanſtalten mit dem Recht der Einſichtnahme und
der Vornahme von Prüfungen (ſ. S. 61) .

Bei jedem Kreis - bzw . Stadtſchulamt beſteht ein Dienſt⸗
ſtellenausſchuß aus 15 Witgliedern . Vorſitzender des⸗

ſelben iſt der 1. Aufſichtsbeamte . Die Mitglieder beſtimmen einen
„ Obmann “ . Daneben beſtehen an jedem Ort mit über 20 Lehr⸗
kräften örtliche Dienſtſtellenausſchüſſe , deren Mit⸗
gliederzahl ſich nach der Größe des Kollegiums richtet . Kleinere
Orte beſtimmen einen „ Vertrauensmann “ .

Die örtliche Schulaufſichk und die Verwalkung
des örktlichen Schulvermögens wird durch die „ Orks⸗
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ſchulbehörde “ geführt . Wikglieder derſelben ſind:der dienſtälteſte Lehrer bzw . der Schulleiter , ein Ortspfarrer jedesvertrekenen Bekenntniſſes und der Schularzt , dazu in Gemeinden
mit unter 4000 Einwohnern der Gemeinderat , in Gemeinden mitüber 4000 Einwohnern ( Schulausſchuß ) ein Bürgermeiſteroder Gemeinderat als Vorſitzender und 420 vom Gemeinde -
bzw. Stadtrat auf die Dauer von ſechs Jahren berufeneWänner und Frauen aus der Bürger - und Lehrerſchaft . Schul —⸗ärzte müſſen in allen Gemeinden mit über 10 Lehrkräften be⸗
ſtellt werden ; in kleineren Gemeinden kann ihre Aufgabe einem
Schularzt oder dem Bezirksarzt übertragen werden . Die ört⸗liche Schulaufſicht umfaßt die Schulpflege und , woein Oberlehrer oder ein Rektor iſt , auch den Unterrichtsbetrieb .( Sonſt Kreisſchulamt . )

Der Gemeinderat hat das Recht der Beſchlußfaſſungüber alle Einrichtungen und Veranſtaltungen , die eine geldlicheBelaſtung der Gemeinde bedingen , wie Vermehrung der Lehrer⸗ſtellen und Schullokale , Einführung von Sonderunterricht , dazudas Vorſchlagsrecht für Beſetzung der Lehrerſtellen .
Die Verhälkniſſe des geſamten Volks ſchulweſens derStädte werden , ſoweik das Geſetz es zuläßt , durch Orks⸗ſtatut feſtgelegt .
An den Beſuch der Volksſchule ſchließt ſich für alle Schülerund Schülerinnen , die keine höhere Schule beſuchen , der Be⸗ſuch der Gewerber oder Handelsſchule , oder der drei⸗jährige Beſuch der zur Volksſchule zählenden Fortbil⸗dungsſchule an.

Wichlige Geſehe und Verordnungen .
Abbauverordnung 1924 S. 21 , 29, 33, 1926 S. 53.

15 Einſtellung des Abbaues 1926 S. 23.
Abfindung für verheirakete Lehrerinnen 1925 . R. G. Bl . I, S
Arztliches Zeugnis bei Erkrankung 1894 Nr . 3.
Aufbewahrung der Schulakten 1913 S. 3.
Aufnahme in die Volksſchule 1913 S. 373 .

7 in die Höheren Schulen 1926 S. 7, 1927 S. 753 von Kranken in den Landesbädern Baden - Baden und
Dürrheim . 1920 S. 142.

Ausgrabungen und Funde 1926 S. 138.
Ausbildung von Blindenlehrern 1918 Nr . 35.

von Fortbildungsſchullehrern 1919 S. 130, 186.15 von Handarbeikslehrerinnen 1925 Ni 79“15 von Taubſtummenlehrern 1915 Nr . 23.10 küchtiger Schüler 1925 S. 132.
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